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Vorsicht  
Fallstricke 
Rechtslage Der Internet- 
Handel bietet grosse Chancen. 
Doch im Web lauern auch  
Gefahren. Ein Leitfaden. 

Lukas Bühlmann

Der Online-Handel hat sich zu einem 
wichtigen Absatzkanal entwickelt. Er ist 
aber geprägt von rechtlichen und prakti-
schen Unsicherheiten und Fallstricken. 
Das Schweizer Recht sieht im Vergleich 
zur EU relativ wenige spezifische Vor
gaben für den Online-Handel vor. Zu 
beachten gilt es aber die revidierten Vor-
schriften des Bundesgesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb (UWG), welche 
am 1. April 2012 in Kraft getreten sind. 

Neue Pflichten für Shops
Online-Shops müssen nun ein Impres-

sum aufweisen, das klare und vollständige 
Angaben über die Identität enthält – also 
Informationen wie Namen, Firma und die 
Post- und E-Mail-Adresse aufweist. Darü-
ber hinaus wird verlangt, dass auf die ein-
zelnen technischen Schritte, die zu einem 
Vertragsabschluss führen, hingewiesen 
wird. Unklar ist dabei, ob ein «selbsterklä-
render Bestellablauf» genügt oder die ein-
zelnen Schritte gesondert erklärt werden 
müssen. Für den Kunden muss erkennbar 
sein, mit welchem Schritt er eine verbindli-
che Bestellung absendet. 

Weiter muss der Shop sicherstellen, dass 
Eingabefehler vor Abgabe der Bestellung 
durch den Kunden einfach erkannt und kor-
rigiert werden können. Hierbei sollte eine 
Übersichtsseite mit den vom Kunden ausge-
wählten Artikeln und einem «Zurück»- und/
oder «Reset»-Button ausreichen (sog. Wa-
renkorb). Schliesslich ist auch eine unver-
zügliche Bestätigung der Bestellung des 
Kunden auf elektronischem Wege erforder-
lich. Diese E-Mail muss dem Kunden nicht 
den Abschluss des Vertrages bestätigen, 
sondern lediglich den Eingang seiner Be-
stellung. Beim Bestellablauf ist für den 
Shop-Betreiber zentral, dass der Vertrag erst 
bei Gewissheit über die Lieferbarkeit des 
Produkts und zu den gewünschten Bedin-
gungen zustande kommt. Ein Online-Shop 
könnte so ausgestaltet werden, dass das 
Produktangebot bereits einen verbindli-
chen Antrag zum Abschluss eines Kaufver-
trages darstellt und dieser damit bereits mit 
der Bestellung des Kunden zustande 
kommt. Der Shop-Betreiber will aber ver-
hindern, dass er zur Lieferung eines Pro-
dukts verpflichtet wird, ohne dessen Verfüg-
barkeit und Lieferbarkeit prüfen zu können.

Es ist wichtig, in den Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen (AGB) festzuhalten, 
dass die Angebote unverbindlich sind und 
ein Kaufvertrag erst mit einer (Vertrags-) 

Bestätigungs-E-Mail zustande kommt. Die 
gesetzlich verlangte sofortige Bestätigung 
der «Bestellung» muss sorgfältig formuliert 
werden, um nicht den falschen Eindruck zu 
erwecken, dass bereits der Vertragsschluss 
bestätigt wird.

Damit der Vertrag unter den vom Shop-
Betreiber gewünschten Bedingungen zu-
stande kommt, ist ein gültiger Einbezug der 
AGB erforderlich. Voraussetzung hierfür ist 
beim Online-Vertragsschluss ein rechtzeiti-
ger Hinweis auf die Geltung der AGB. Die-
ser Hinweis muss vor Abgabe der Bestel-
lung erfolgen und sollte unmittelbar über 
dem Bestellbutton angebracht sein. Zur 
Vermeidung von Beweisschwierigkeiten ist 
die Verwendung einer entsprechenden 
Checkbox zu empfehlen. Der Kunde muss 
die Möglichkeit haben, in «zumutbarer 
Weise» vom Inhalt der AGB Kenntnis zu 
nehmen. Hierfür ist ein Link zum Abruf der 
AGB oberhalb des Bestellbuttons zu emp-
fehlen. Die AGB müssen verständlich sein. 
Auch wenn das Erfordernis rechtlich um-
stritten ist, ist es empfehlenswert, dem Kun-
den die Möglichkeit zu verschaffen, die 
AGB zu speichern oder auszudrucken. 

Mit der UWG-Revision wird schliesslich 
auch im Schweizer Recht eine offene In-
haltskontrolle von missbräuchlichen AGB-
Klauseln eingeführt. Deshalb dürfte es nach 
dem Inkrafttreten im Juli 2012 angebracht 
sein, ältere AGB zu überprüfen. Miss-
bräuchliche AGB-Klauseln sind nichtig, 
was in Anbetracht der Bedeutung von AGB 
im Online-Handel mit einer nicht vertret-
baren Rechts- beziehungsweise Vertrags-
unsicherheit verbunden ist.

Im Unterschied zum europäischen 
Recht sieht das Schweizer Recht nach wie 
vor kein zwingendes Rückgaberecht vor. In 
vielen Branchen ist es jedoch üblich, dem 
Kunden vertraglich ein Rückgaberecht ein-
zuräumen, nicht zuletzt weil dies von den 
Kunden insbesondere im Online-Handel 
erwartet wird. So verlangen der Ehren
kodex des Schweizerischen Versandhan-
delsverbands (VSV) und das Trusted-
Shops-Gütesiegel für die Schweiz ein Wi-
derrufsrecht. Bei der Festlegung der Bedin-
gungen, wie Frist, Fristwahrung und Zu-
stand der Ware, ist Sorgfalt geboten: Vor al-
lem bei Shops mit breitem Sortiment muss 
klar ersichtlich sein, für welche Produkte, 
wie etwa Software oder verderbliche Ware, 
das Widerrufsrecht nicht gilt. 

Vorsicht vor dem Ausland
Angebote im Internet sind weltweit ab-

rufbar. Richtet sich ein Schweizer Online-
Shop auch an Kunden etwa im europäi-
schen Ausland, sind regelmässig zahlreiche 
lokale Konsumentenschutzbestimmungen 
zu beachten. So ist jedem europäischen 
Kunden zwingend ein Widerrufsrecht ein-
zuräumen. Geschieht dies nicht, kann das 
dazu führen, dass ein Online-Shop vor 
ausländischen Gerichten unter Berufung 
auf ausländisches Recht verklagt wird. 
Shop-Betreiber müssen sich deshalb über-
legen, wo sie verkaufen wollen. Eine Un-
terteilung in verschiedene Länder-Shops 
kann sich aufdrängen.

Um einen kostspieligen Rechtsstreit im 
Ausland über unbekannte ausländische 
Rechtsvorschriften zu vermeiden, muss 
ein Shop-Betreiber darauf achten, dass 
sein Angebot nur auf die Märkte ausge-
richtet ist, deren Vorschriften er auch be-
achtet. Gegenüber Konsumenten helfen 
Gerichtsstands- und Rechtswahlklauseln 
innerhalb von Europa nichts. Klar für eine 
Ausrichtung spricht, wenn innerhalb des 
Shops eine Vorauswahl des betreffenden 
Landes vorgenommen werden kann, wenn 
sich Werbung für den Online-Shop gezielt 
an Nutzer im Ausland richtet oder wenn 
Versandkosten fürs Ausland oder Preisan-
gaben in Fremdwährung gemacht werden. 
Kriterien, die für eine Ausrichtung spre-
chen, sind die Verwendung von ausländi-
schen Sprachen, von länderspezifischen 
Top-Level-Domains, Bankverbindungen 
in dem jeweiligen Land oder die Angabe 
internationaler Vorwahlen bei Telefonnum
mern. Sofern die Abrufbarkeit des Ange-
bots nicht eingeschränkt wird, kann eine 
Ausrichtung auf ausländische Konsumen-
ten nur mit einem Disclaimer, der eine Lie-
ferung in bestimmte Länder ausschliesst, 
verhindert werden. Vorausgesetzt, dass der 
Disclaimer dann auch befolgt wird.

Lukas Bühlmann, Bühlmann Rechtsanwälte AG,  
Zürich.
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Tipps und Tricks

Top-Tasks für  
Shop-Betreiber
• Ist das Impressum vollständig und 
deutlich verlinkt?
• Ist die Datenschutzerklärung  
vollständig und verlinkt?
• Sind die Produktbeschreibungen 
komplett und klar?
• Sind die Produktabbildungen 
rechtlich einwandfrei?
• Sind die Preisangaben vollständig 
und korrekt?
• Ist das Liefergebiet klar definiert?
• Ist der Bestellvorgang transparent 
ausgestaltet?
• Ist ein allfälliges Widerrufsrecht 
klar und verständlich?
• Sind die AGB rechtlich korrekt?
• Ist der Vertragsschluss korrekt und 
transparent?
• Erfolgt die E-Mail-Bestätigung der 
Bestellung unverzüglich?


